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1. Unabhängigkeit der Rechnungsprü-
fung  (vergl. § 101 BbgKVerf) 

(1) Die Rechnungsprüfung ist der Stadt-
verordnetenversammlung unmittelbar 
verantwortlich und in ihrer sachlichen 
Tätigkeit ihr unmittelbar unterstellt. 

1. Unabhängigkeit der Rechnungsprü-
fung 

(1) Die Rechnungsprüfung ist der Stadt-
verordnetenversammlung unmittelbar 
verantwortlich und in ihrer sachlichen 
Tätigkeit ihr unmittelbar unterstellt. 

(2) Der Bürgermeister ist Dienstvorge-
setzter der Rechnungsprüfer. 

 

 

 

 

 

(2) Der Bürgermeister ist Dienstvorge-
setzter der Rechnungsprüfer. 



 

(3) Entsprechend § 101 (3) Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) ist die Rechnungsprüfung in 
der Darstellung und sachlichen Beurtei-
lung      der      Prüfungsvorgänge     und 
-ergebnisse unabhängig und an Weisun-
gen nicht gebunden. 

(3) Entsprechend § 112 (1) Gemeinde-
ordnung für das Land Brandenburg (GO) 
ist die Rechnungsprüfung in der Darstel-
lung und sachlichen Beurteilung der Prü-
fungsvorgänge und -ergebnisse unab-
hängig und an Weisungen nicht gebun-
den. 

(4) Die Stadtverordnetenversammlung 
bestellt die Rechnungsprüfer im Beneh-
men mit dem Bürgermeister und beruft 
sie ebenso ab. 

(4) Die Stadtverordnetenversammlung 
bestellt die Rechnungsprüfer im Beneh-
men mit dem Bürgermeister und beruft 
sie ebenso ab. 

(5) Die Rechnungsprüfer müssen fach-
lich und persönlich für die Aufgaben der 
Rechnungsprüfung geeignet sein und 
über umfassende Kenntnisse der Ver-
waltung, insbesondere auf gemeinde-
rechtlichem, haushaltsrechtlichem, 
kaufmännischem und vergaberechtli-
chem Gebiet, verfügen. Gute Kenntnisse 
der elektronischen Datenverarbeitung 
sind unabdingbar. 

(5) Die Rechnungsprüfer müssen fach-
lich und persönlich für die Aufgaben der 
Rechnungsprüfung geeignet sein und 
über umfassende Kenntnisse der Ver-
waltung, insbesondere auf gemeinde-
rechtlichem, haushaltsrechtlichem, 
kaufmännischem und vergaberechtli-
chem Gebiet, verfügen. Gute Kenntnisse 
der elektronischen Datenverarbeitung 
sind unabdingbar. 

2. Aufgaben der Rechnungsprüfung  
(vergl. § 102 BbgKVerf) 

(1) Die Rechnungsprüfung hat, im Rah-
men des Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesens, insbesondere folgende 
Aufgaben: 

2. Aufgaben der Rechnungsprüfung 

(1) Die Rechnungsprüfung hat insbeson-
dere folgende Aufgaben: 

 

- die Prüfung der Eröffnungsbi-
lanz  (gemäß § 85 (3) 
BbgKVerf) 

- die Prüfung der Jahresab-
schlüsse und der Gesamtab-
schlüsse 

- die Prüfung der Vorgänge in der 
Finanzbuchhaltung zur Vorbe-
reitung der Prüfung des Jahres-
abschlusses  

- die Prüfung der Zahlungsab-
wicklung und der Liquiditätspla-
nung  

- die Vornahme der Kassenprü-
fungen 

- die Prüfung von Vergaben nach 
VOB und VOL ab einem vor-
aussichtlichen Auftragswert ab 
10.000 € sowie alle Vergaben 
nach VOF 

- die Prüfung der Jahresrech-
nung 

- die laufende Prüfung der Kas-
senvorgänge und Belege zur 
Vorbereitung der Prüfung der 
Jahresrechnung 

- die dauernde Überwachung 
der Kassen der Gemeinde so-
wie der Kassenprüfungen 

- die Prüfung von Vergaben 
nach VOB und VOL ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert 
ab 10.000 € sowie alle Verga-
ben nach VOF 

- bei Automation im Bereich der 
Haushalts- und Kassenwirt-
schaft die Prüfung der Pro-
gramme nach haushaltsrecht-
lichen Erfordernissen 



 

- die Prüfung der Verwaltung auf 
Ordnungsmäßigkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Wirtschaftlichkeit 

- die Prüfung der Programme im 
Bereich des Haushalts-, Kas-
sen- und Rechnungswesens, 
der Vollstreckung 

- die Prüfung der Verwendung 
von Zuwendungen 

- mit Dritten vereinbarte Prüfun-
gen aus Verträgen, bei Mitglied-
schaften 

- thematische Prüfung einzelner 
Haushaltsvorgänge 

Alle Verträge mit einem Gegenstands-
wert ab 5.000 € (Gesamtwertumfang 
bzw. bei unbefristeten Verträgen der 
Vierjahresbetrag) sind der Rechnungs-
prüfung anzuzeigen. Die Rechnungsprü-
fung entscheidet, inwieweit sie von ihrem 
Prüfrecht Gebrauch macht. 

- mit Dritten vereinbarte Prüfun-
gen aus Verträgen 

- thematische Prüfung der 
Haushaltsvorgänge 

 

 

 

 

 

 

 
Alle Verträge mit einem Gegenstands-
wert ab 5.000 € sind der Rechnungsprü-
fung anzuzeigen. Die Rechnungsprüfung 
entscheidet, inwieweit sie von ihrem 
Prüfrecht Gebrauch macht. 

 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung, 
der Hauptausschuss und der Bürger-
meister können der Rechnungsprüfung 
weitere Aufgaben übertragen, insbeson-
dere: 

- die Prüfung ausgewählter 
Baumaßnahmen 

- die Prüfung der Vorräte und 
Vermögensbestände 

- die Prüfung einzelner Haus-
haltsvorgänge 

 

(2) Die Stadtverordnetenversammlung 
kann der Rechnungsprüfung weitere 
Aufgaben übertragen, insbesondere: 

 
- die Prüfung ausgewählter 

Baumaßnahmen 

- die Prüfung der Vorräte und 
Vermögensbestände 

- die Prüfung der Verwaltung auf 
Wirtschaftlichkeit 

- die Prüfung der wirtschaftli-
chen Betätigung der Stadt 
bzw. der städtischen Beteili-
gungen und Zuschüsse 

(3) Der Ausschuss für Finanzen und 
Rechnungsprüfung kann der Stadtver-
ordnetenversammlung bzw. dem Haupt-
ausschuss die Durchführung von Prü-
fungen empfehlen. 

 

 

 

 

(3) Der Ausschuss für Finanzen und 
Rechnungsprüfung kann der Stadtver-
ordnetenversammlung bzw. dem Haupt-
ausschuss die Durchführung von Prü-
fungen empfehlen. 



 

(4) Gesetzlich vorgeschriebene Prü-
fungsaufgaben sind vorrangig zu bear-
beiten. Die Rechnungsprüfung entschei-
det, soweit dem Weisungen der Stadt-
verordnetenversammlung nicht entge-
genstehen, über die Reihenfolge der 
Prüfung. 

(4) Gesetzlich vorgeschriebene Prü-
fungsaufgaben sind vorrangig zu bear-
beiten. Soweit Weisungen der Stadtver-
ordnetenversammlung nicht entgegen-
stehen, entscheidet die Rechnungsprü-
fung über die Reihenfolge und ggf. über 
Einschränkungen in der Prüfungstiefe. 

(5) Eine Beauftragung externer Prüfer ist 
im Rahmen der §§ 85 (3) und 102 (2) 
BbgKVerf und nach Abstimmung mit 
dem Bürgermeister zulässig. 

 

3. Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Gesamtabschlusses 

Die Prüfungsdurchführung richtet sich 
nach dem § 104 BbgKVerf. Das Ergeb-
nis der Prüfung ist in einem Schlussbe-
richt zusammenzufassen, der allen 
Stadtverordneten und den beratenden 
Mitgliedern des Ausschusses für Finan-
zen- und Rechnungsprüfung zugeleitet 
wird. Das Prüfergebnis wird im Aus-
schuss für Finanzen- und Rechnungs-
prüfung, im Hauptausschuss sowie in der 
Stadtverordnetenversammlung beraten. 
Weiteres regelt Punkt 9. 

3. Prüfung der Jahresrechnung 

 
Das Ergebnis der Prüfung ist in einem 
Schlussbericht zusammenzufassen, der 
allen Stadtverordneten und den beraten-
den Mitgliedern des Finanz- und Rech-
nungsprüfungsausschusses zugeleitet 
wird. Das Prüfergebnis wird im Finanz- 
und Rechnungsprüfungsausschuss, im 
Hauptausschuss sowie in der Stadtver-
ordnetenversammlung beraten. Weiteres 
regelt Punkt 10. 

 

4. Kassenprüfung  (vergl. § 44 (2) 
Punkt 4 KomHKV) 

Die gesetzlich und die gemeindlich vor-
geschriebenen jährlichen Kassenprüfun-
gen und Kassenbestandsaufnahmen 
(Stadtkasse und jede ihrer Zahlstellen) 
sollen unangekündigt durchgeführt wer-
den. Die Vorschriften über die Kassen-
aufsicht werden hierdurch nicht berührt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Kassenprüfung und Kassenbe-
standsaufnahmen 

Die gesetzlich und die gemeindlich vor-
geschriebenen jährlichen Kassenprüfun-
gen und Kassenbestandsaufnahmen 
(Stadtkasse und jede ihrer Zahlstellen) 
sollen unangekündigt durchgeführt wer-
den. Die Vorschriften über die Kassen-
aufsicht werden hierdurch nicht berührt. 



 

5. Prüfung von Vergaben (§ 102 (1) 
Punkt 4 BbgKVerf) 

(1) Die Rechnungsprüfung prüft vor der 
Vergabe von Aufträgen oder 
Nachtragsaufträgen mit jeweils einem 
voraussichtlichen Auftragswert ab 
10.000 € die Einhaltung des Vergabe-
rechts. Die Vergabeunterlagen sind der 
Rechnungsprüfung vollständig und 
rechtzeitig zu übergeben. 

 

5. Prüfung von Vergaben 

(1) Die Rechnungsprüfung prüft vor der 
Vergabe von Aufträgen oder 
Nachtragsaufträgen mit jeweils einem 
Wert ab 10.000 € die Einhaltung des 
Vergaberechts. Entsprechende Drucksa-
chen für die Stadtverordnetenversamm-
lung bzw. den Hauptausschuss sind vom 
Fachamt  der Rechnungsprüfung vor der 
Unterzeichnung durch den Bürgermeis-
ter unaufgefordert zur Mitzeichnung vor-
zulegen. Die Vergabeunterlagen sind der 
Rechnungsprüfung vollständig und recht-
zeitig zu übergeben. 

(2) Über Vergaben betreffende Eilent-
scheidungen ist die Rechnungsprüfung 
unverzüglich durch das federführende 
Fachamt zu informieren. 

 

(2) Über Vergaben betreffende Eilent-
scheidungen und die Genehmigung der 
Stadtverordnetenversammlung bzw. des 
Hauptausschusses ist die Rechnungs-
prüfung unverzüglich durch das federfüh-
rende Fachamt zu informieren. 

6. Prüfung der DV-Programme im Be-
reich der Haushaltswirtschaft  
    (vergl. § 102 (1) Punkt 6 BbgKVerf) 

Von der Rechnungsprüfung ist die Ein-
haltung gesetzlicher Bestimmungen 
beim Einsatz von elektronischen Pro-
grammen für das Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen, der Vollstre-
ckung, für den automatisierten Zah-
lungsverkehr und für die Lohnbuchhal-
tung vorab anhand von Dokumentatio-
nen, Zertifikaten und sonstigen Pro-
grammbeschreibungen zu prüfen. Eine 
Überwachung des laufenden Betriebes 
soll stichprobenartig erfolgen. Die Rech-
nungsprüfung ist in geeigneter Weise an 
der Auswahl bzw. an der Entwicklung 
von Anwenderlösungen zu beteiligen. 

6. Prüfung der TUIV-Programme im 
Bereich der Haushaltswirtschaft 

 
Von der Rechnungsprüfung ist die Ein-
haltung gesetzlicher Bestimmungen 
beim Einsatz von elektronischen Pro-
grammen für das Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen, für den automati-
sierten Zahlungsverkehr und für die 
Lohnbuchhaltung vorab anhand von Do-
kumentationen, Zertifikaten und sonsti-
gen Programmbeschreibungen zu prü-
fen. Eine Überwachung des laufenden 
Betriebes soll stichprobenartig erfolgen. 
Die Rechnungsprüfung ist in geeigneter 
Weise an der Auswahl bzw. an der Ent-
wicklung von Anwenderlösungen zu 
beteiligen. 

 7. Prüfung der Vorräte und Vermö-
gensbestände 
 

Die Vorräte und Vermögensbestände 
können unangekündigt geprüft werden. 

 

 

 



 

7.  Prüfung der wirtschaftlichen Betä-
tigung der Stadt bzw. bei städti-
schen Beteiligungen und Zu-
schüssen  (vergl. BbgKVerf § 96 (1) 
Punkt 5) 

(1) Die Rechnungsprüfung prüft die wirt-
schaftliche Betätigung der Stadt. 

 

8. Prüfung der wirtschaftlichen Betä-
tigung der Stadt bzw. bei städtischen 
Beteiligungen und Zuschüssen 
 

 

 

(2) Die Rechnungsprüfung ist zur Unter-
richtung und Einsichtnahme bei städti-
schen Eigengesellschaften bzw. städti-
schen Beteiligungen zu Fragen, die bei 
der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 
aufgetreten sind, befugt. Hierzu sind ihr 
diese Rechte in den Gesellschaftsverträ-
gen einzuräumen. 

 

(3) Prüfungsaufgaben können auf die 
Rechnungsprüfung übertragen werden, 
soweit die Stadt sich dies vorbehalten 
hat. Prüfungsaufgaben können bei Zu-
schüssen oder bei Hingabe eines Kredi-
tes übertragen werden. 

Prüfungsaufgaben können auf die Rech-
nungsprüfung übertragen werden, soweit 
die Stadt sich dies bei städtischen Betei-
ligungen, Zuschüssen oder bei Hingabe 
eines Kredites vorbehalten hat. 

8. Prüfungsunterlagen und Informati-
onen 

(1) Der Rechnungsprüfung sind alle für 
die Prüfung notwendigen Auskünfte zu 
erteilen und die erforderlichen Unterla-
gen, einschließlich Vorschriften und Ver-
fügungen, auf Verlangen zur Verfügung 
zu stellen, soweit nicht gesetzliche Be-
stimmungen dem entgegenstehen. 

9. Prüfungsunterlagen und Informati-
onen 

(1) Der Rechnungsprüfung sind alle für 
die Prüfung notwendigen Auskünfte zu 
erteilen und die erforderlichen Unterla-
gen, einschließlich Vorschriften und Ver-
fügungen, auf Verlangen zur Verfügung 
zu stellen, soweit nicht gesetzliche Be-
stimmungen dem entgegenstehen. 

(2) Die Rechnungsprüfer sind befugt, 
Ortsbesichtigungen vorzunehmen und 
die zu prüfenden Orte oder Veranstal-
tungen zu besuchen sowie das Öffnen 
von Räumen, Behältnissen usw. zu ver-
langen. Sie weisen sich durch ihren 
Dienstausweis aus. 

 

 

 

 

 

 

(2) Die Rechnungsprüfer sind befugt, 
Ortsbesichtigungen vorzunehmen und 
die zu prüfenden Orte oder Veranstal-
tungen zu besuchen sowie das Öffnen 
von Räumen, Behältnissen usw. zu ver-
langen. Sie weisen sich durch ihren 
Dienstausweis aus. 



 

(3) Die Rechnungsprüfung ist im Vorfeld 
rechtzeitig über beabsichtigte Änderun-
gen auf dem Gebiet des Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesens zu in-
formieren. Weiterhin ist sie über die Ü-
bernahme neuer Aufgaben durch die 
Behörde und den Abschluss von Treu-
händerverträgen zu informieren. 

(3) Die Rechnungsprüfung ist im Vorfeld 
rechtzeitig über beabsichtigte Änderun-
gen auf dem Gebiet des Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesens zu in-
formieren. Weiterhin ist zu informieren 
über die Übernahme neuer Aufgaben 
durch die Behörde und den Abschluss 
von Treuhänderverträgen. 

(4) Der Rechnungsprüfung sind die Na-
men der auftrags- und anordnungsbe-
rechtigten und/oder der zeichnungsbe-
fugten Beschäftigten und ihrer Vertreter 
sowie der Umfang ihrer Befugnisse mit-
zuteilen. Außerdem sind die Namen der 
Kassenverwalter und ihrer Vertreter 
schriftlich mitzuteilen. 

(4) Der Rechnungsprüfung sind die Na-
men und Unterschriftsproben der auf-
trags- und anordnungsberechtigten 
und/oder der zeichnungsbefugten Be-
schäftigten und ihrer Vertreter sowie der 
Umfang ihrer Befugnisse schriftlich mit-
zuteilen. Außerdem sind die Namen der 
Kassenverwalter und ihrer Vertreter 
schriftlich mitzuteilen. 

(5) Der Rechnungsprüfung sind die Ein-
ladungen und die Sitzungsniederschrif-
ten der Stadtverordnetenversammlung, 
des Hauptausschusses und des Aus-
schusses für Finanzen und Rechnungs-
prüfung zur Kenntnis zu geben. Weitere 
Einladungen und Sitzungsniederschriften 
können angefordert werden. Der zustän-
dige Rechnungsprüfer nimmt an den die 
Rechnungsprüfung betreffenden Tages-
ordnungspunkten der Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung, des 
Hauptausschusses und der Ausschüsse 
teil. 

(5) Der Rechnungsprüfung sind die Ein-
ladungen und die Sitzungsniederschrif-
ten der Stadtverordnetenversammlung, 
des Hauptausschusses und des Aus-
schusses für Finanzen und Rechnungs-
prüfung zur Kenntnis zu geben. Der zu-
ständige Rechnungsprüfer nimmt an den 
die Rechnungsprüfung betreffenden Ta-
gesordnungspunkten der Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung, des 
Hauptausschusses und der Ausschüsse 
teil. 

(6) Der Rechnungsprüfung sind die Be-
richte sonstiger Prüfungsorgane (Wirt-
schaftsprüfer, Landesrechnungshof, 
Landrat des Landkreises Uckermark, 
Finanzamt usw.) vorzulegen, sofern sie 
die Stadt Prenzlau oder ihre Gesellschaf-
ten, Zweckverbände, Beteiligungen 
betreffen. 

 

 

 

 

 

 

 

(6) Der Rechnungsprüfung sind die Be-
richte sonstiger Prüfungsorgane (Wirt-
schaftsprüfer, Landesrechnungshof, 
Landrat des Landkreises Uckermark, 
Finanzamt usw.) vorzulegen, sofern sie 
die Stadt Prenzlau oder ihre Gesellschaf-
ten betreffen. 



 

9. Prüfberichte und Geschäftsgang 
(vergl. § 103 (2) BbgKVerf) 

(1) Die Rechnungsprüfer sind verpflich-
tet, vor Freigabe eines Prüfberichtes Ab-
schlussgespräche mit dem Bürgermeis-
ter und den fachlich Zuständigen zu füh-
ren. Der Berichtsentwurf ist rechtzeitig 
zur Verfügung zu stellen. Soweit gefor-
dert, haben die Zuständigen schriftlich 
Stellung zu nehmen. Die gesetzten Ter-
mine sind einzuhalten. Die abschließen-
de Fassung des Prüfberichtes wird dem 
Bürgermeister vorgelegt und vom Bür-
germeister den zuständigen Gremien 
zugeleitet. Der Bürgermeister hat die 
notwendigen Folgerungen aus den Prü-
fungsergebnissen zu ziehen. 

10. Prüfberichte und Geschäftsgang 
 

(1) Die Rechnungsprüfer sind verpflich-
tet, vor Freigabe eines Prüfberichtes Ab-
schlussgespräche mit dem Bürgermeis-
ter und den fachlich Zuständigen zu füh-
ren. Der Berichtsentwurf ist rechtzeitig 
zur Verfügung zu stellen. Soweit gefor-
dert, haben die Zuständigen schriftlich 
Stellung zu nehmen. Die gesetzten Ter-
mine sind einzuhalten. Die abschließen-
de Fassung des Prüfberichtes wird dem 
Bürgermeister zur Kenntnis gegeben, 
erhält dessen Sichtvermerk und wird den 
zuständigen Gremien zugeleitet. 

 

(2) Abweichend von § 103 (2) BbgKVerf 
können Prüfberichte ohne Beschlusscha-
rakter ausschließlich dem Ausschuss für 
Finanzen und Rechnungsprüfung vorge-
legt werden. Die Vorlage erfolgt durch 
den Bürgermeister. Andere Ausschüsse 
sind zu informieren, sofern Prüfungen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich erfolgt sind. 

(2) Prüfberichte sind dem Ausschuss für 
Finanzen und Rechnungsprüfung vorzu-
legen. Andere Ausschüsse sind zu in-
formieren, sofern Prüfungen in ihrem 
Zuständigkeitsbereich erfolgt sind. 

 

(3) Über die Wahrnehmung wesentlicher 
Unkorrektheiten ist der Bürgermeister 
unverzüglich zu informieren. Über einen 
Korruptionsverdacht ist zusätzlich die 
Antikorruptionsbeauftragte der Stadt zu 
unterrichten. 

(3) Über die Wahrnehmung wesentlicher 
Unkorrektheiten ist der Bürgermeister 
unverzüglich zu informieren. Über einen 
Korruptionsverdacht ist zusätzlich die 
Antikorruptionsbeauftragte der Stadt zu 
unterrichten. 

(4) Kassenprüfberichte, sonstige verwal-
tungsinterne Berichte, z.B. zu einzelnen 
Rechnungen, einzelnen Vergaben oder 
Verwendungsnachweisen, und Prüfun-
gen für Dritte (NUWA, Berufsbildungs-
verein Prenzlau usw.) unterliegen nicht 
den Regelungen nach Punkt 9 Abs. 1 
und 2. 

(4) Kassenprüfberichte, sonstige verwal-
tungsinterne Berichte, z.B. zu einzelnen 
Rechnungen, einzelnen Vergaben oder 
Verwendungsnachweisen, und Prüfun-
gen für Dritte (NUWA, Berufsbildungs-
verein Prenzlau usw.) unterliegen nicht 
den Regelungen nach Punkt 10 Abs. 1 
und 2. 

10. Inkrafttreten 

Die Rechnungsprüfungsordnung tritt am 
17.09.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Rechnungsprüfungsordnung der Stadt 
Prenzlau vom 01.05.2007 außer Kraft. 
Für die Prüfung der Jahresrechnung 
2010 ist die Rechnungsprüfungsordnung 
vom 01.05.2007 letztmalig anzuwenden. 

11. Inkrafttreten 

Die Rechnungsprüfungsordnung tritt am 
01.05.2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Rechnungsprüfungsordnung der Stadt 
Prenzlau vom 23.02.2004 in der Fas-
sung der 1. Änderung vom 14.11.2004 
außer Kraft. 

 


